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114 Senat und Volkstag haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
F Geſetz 
betreffend Anderung der Beſtimmungen über Schöffen und Geſchworene. 
Vom 15. September 1922. 
Artikel I. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird, wie folgt, geandert: 


U 
Der § 31 erhält folgende Faſſung: 
Das Amt der Schöffen iſt ein Ehrenamt. Dasſelbe kann nur von Danziger Staatsangehörigen 


verſehen werden. 
825 
Der $ 33 erhält folgende Faſſung: 
Zu dem Amte eines Schöffen ſollen nicht berufen werden: 
1. Perſonen, welche z. Zt. der Auſſtellung der Urliſte das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
2. Perſonen, welche z. Zt. der Aufſtellung der Urliſte den Wohnſitz in der Gemeinde noch nicht 
ein volles Jahr haben, 
3. Perſonen, welche wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen zu dem Amte nicht geeignet ſind. 


3. 
Der 8 34 erhält folgende Faſſung: 80 
Zu dem Amte eines Schöffen ſollen ferner uicht berufen werden: 
1. die Mitglieder des Senats, 
Staatsbeamte, welche jederzeit einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt werden können, 
richterliche Beamte und Beamte der Staatsanwaltſchaft, 
gerichtliche und polizeiliche Vollſtreckungsbeamte, 
Religionsdiener, 
die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts ſowie die ftändigen Mitglieder des Bezirksausſchuſſes. 


8 4. < 
Der $ 35 erhält folgende Faſſung: 
Die Berufung zum Amte eines Schöffen dürfen ablehnen: 
1. Mitglieder des Volkstages, 
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Der § 40 


je 
2. 
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. Staatsbeamte, welche auf ihren Antrag vom Senat als unabkömmlich anerkannt werden, 
. Berfonen, welche im letzten Geſchäftsjahre die Verpflichtung eines Geſchworenen oder an 


wenigſtens 5 Sitzungstagen die Verpflichtung eines Schöffen erfüllt haben, 


. Arzte, 

. Apotheker, welche keinen Gehilfen haben, 

. Hebammen, 

. Verjonen, welche die Krankenpflege berufsmäßig ausüben, 

. Perſonen, welche das 65. Lebensjahr z. Zt. der Aufſtellung der Urliſte vollendet haben oder 


dasſelbe bis zum Ablauf des Geſchäftsjahres vollenden würden, 


. Frauen, falls ſie Kinder in noch nicht ſchulpflichtigem Alter haben oder durch Krankenpflege in 


Anſpruch genommen ſind. 


5. 
erhalt folgende Faſſung: 8 
Bei dem Amtsgericht tritt alljahrlich ein Ausſchuß zuſammen. 
Der Ausſchuß beſteht aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden und einem vom Senat zu be= 
ſtimmenden Verwaltungsbeamten ſowie 15 Vertrauensperſonen als Beiſitzer, von denen / Frauen 
ſein müſſen. Für den Verwaltungsbeamten iſt vom Senat zugleich ein Stellvertreter zu beſtellen. 


.Die Vertrauensperſonen werden aus den Einwohnern des Amtsgerichtsbezirks durch die Kreis⸗ 


tage, in den kreisfreien Städten durch die Stadtverordnetenverſammlung gewählt. Die Wahl 
iſt nach dem gleichen und geheimen Wahlrecht und nach den Grundſatzen der Verhältniswahl 
zu vollziehen, ſofern mindeſtens 2 Perſonen zu wählen ſind, andernfalls nach der abſoluten 
Mehrheit der Stimmen. Erſtreckt ſich der Bezirk des Amtsgerichts über mehrere wahlberechtigte 
Kommunalverbände, ſo iſt die von jedem einzelnen Verband zu wählende Anzahl der Vertrauens⸗ 
perſonen unter Berückſichtigung der Einwohnerzahl durch den Amtsrichter zu beſtimmen. Die 
Vorſchriften der SS 32—35 G. V. G. finden auf die zu wählenden Vertrauensperſonen ent“ 
ſprechende Anwendung. 


Zur Beſchlußfahigkeit des Ausſchuſſes genügt die Anweſenheit des Vorſitzenden, des Verwaltungs⸗ 


beamten und von 8 Vertrauensperſonen. Der Vorſitzende und der Verwaltungsbeamte haben 
kein Stimmrecht. Der Ausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe nach der abſoluten Mehrheit der Stimmen 
bei Stimmengleichheit gilt ein Beſchluß als abgelehnt. 


8 6. 


Der § 42 erhalt folgende Faſſung: 


je 
2. 


Der 8 45 


1. 


2. 


Aus der berichtigten Urliſte wählt der Ausſchuß für das nächſte Geſchäftsjahr: 

die erforderliche Zahl von Schöffen, 

die erforderliche Zahl derjenigen Perſonen, welche in der von dem Ausſchuſſe feſtzuſetzenden 
Reihenfolge an die Stelle wegfallender Schöffen treten (Hilfsſchöffen). Die Wahl iſt auf Perſonen 
zu richten, welche am Sitze des Amtsgerichts oder in deſſen nächſter Umgebung wohnen. 


7 
erhält folgende Faſſung: - 
Die Tage der ordentlichen Sitzungen des Schoffengerichts werden für das ganze Jahr im voraus 
feſtgeſetzt. 
Die Reihenfolge, in welcher die Hauptſchöffen an den einzelnen ordentlichen Sitzungen des 
Jahres teilnehmen, wird durch Ausloſung in öffentlicher Sitzung des Amtsgerichts beſtimmt. 
Das Los zieht der Amtrichter. Zu jeder Sitzung werden 2 Männer und 1 Frau ausgeloſt mit 
der Maßgabe, daß die Frau in allen Fällen, in denen Frauen oder Jugendliche Angeklagte oder 
Verletzte ſind, an die Skelle des zweiten Mannes tritt. Werden für einen Sitzungstag mehr als 
2 Männer oder mehr als 1 Frau ausgeloſt, ſo gelten dieſe weiteren Loſe als nicht gezogen. 
Die Auslosung iſt fortzuſetzen, bis die richtige Zuſammenſetzung erreicht iſt. 
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88. 
An die Stelle der 8$ 55, 55 a tritt folgender § 55: 
1. Die Schöffen und die Vertrauensperſonen des Ausſchuſſes erhalten Vergütung der Reiſekoſten 
und für jeden angefangenen Tag der Dienſtleiſtung Tagegelder. 
2. Die Höhe der Reiſekoſten und Tagegelder beſtimmt der Senat im Verordnungswege. 
3. Die Tagegelder dürfen nicht zurückgewieſen werden. 


9. 
Der § 56 erhält folgende Faſſung: . 

1. Schöffen und Vertrauensperſonen des Ausſchuſſes, welche ohne genügende Entſchuldigung zu 
den Sitzungen nicht rechtzeitig ſich einfinden oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich 
entziehen, ſind zu einer Ordnungsſtrafe von 5 bis 1000 Mark ſowie in die verurſachten Koſten 
zu verurteilen. 

2. Die Verurteilung wird durch den Amtsrichter nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft ausgeſprochen. 
Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung, jo kann die Verurteilung ganz oder teilweiſe 
zurückgenommen werden. Gegen die Entſcheidungen findet Beſchwerde von Seiten des Verurteilten 
nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung ſtatt. 


10. 
Der $ 84 erhält folgende Faſſung: 5 
Das Amt der Geſchworenen iſt ein Ehrenamt. Dasſelbe kann nur von Danziger Staats⸗ 
angehörigen verſehen werden. 
8 11. 
Zu 8 85 ift als dritter Abſatz folgende Beſtimmung hinzuzufügen: 
Die Berufung zum Geſchworenenamt dürfen außerdem ablehnen: Frauen, die einen Haushalt führen. 


12. 
Der 8 87 erhält folgende Faſſung: g 
1. Der alljahrlich bei dem Amtsgericht für die Wahl der Schöffen zuſammentretende Ausſchuß 
3 ($ 40) hat gleichzeitig diejenigen Perſonen aus der Urlifte auszuwählen, aus denen die Ge⸗ 
1 ſchworenen im nachſten Geſchäftsjahr auszuloſen ſind. Die Auswahl iſt nach dem doppelten 
Betrage der auf den Amtsgerichtsbezirk verteilten Zahl der Geſchworenen zu bemeſſen. 
2. Der Ausſchuß bei dem Amtsgericht Danzig wählt weiter die Hilfsgeſchworenen aus den in 
Danzig oder in ſeiner nachſten Umgebung wohnenden Perſonen. 


$ 13. 
Der 8 88 erhält folgende Faſſung: 
Die Namen der zu Geſchworenen und die Namen der zu Hilfsgeſchworenen gewählten Perſonen 
werden je in eine Liſte aufgenommen (Auswahlliſte). 


8 14. 
Der § 89 erhält folgende Faſſung: 
1. Die Auswahlliſten werden durch den Amtsrichter dem Präſidenten des Landgerichts überſandt. 
Von dieſem werden die Namen der Geſchworenen zur Jahresliſte der Hauptgeſchworenen zuſammen⸗ 


gezogen. 
2. § 52 findet auf die Haupt⸗ und Hilfsgeſchworenen entſprechende Anwendung. 
8 15. 
Der § 90 wird geſtrichen. 
8 16. 


Der § 91 wird dahin geandert: 
1. Spateſtens 2 Wochen vor Begiun der Sitzungen des Schwurgerichts werden in öffentlicher 
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Sitzung des Landgerichts, an welcher der Präſident und 2 Mitglieder teilnehmen, in Gegenwart 
der Staatsanwaltſchaft 30 Hanptgeſchworene ausgeloſt. Das Los wird von dem Präſidenten gezogen. 
2. Sind in der Schwurgerichtsperiode keine Sachen zu verhandeln, in denen Franen oder Jugendliche 
Angeklagte oder Verletzte ſind, ſo werden nur Männer ausgeloſt. 
3. Auf Geſchworene, welche in einer früheren Sitzungsperiode desſelben Geſchaftsjahres ihre Verpflichtung 
erfüllt haben, erſtreckt ſich die Ausloſung nur dann, wenn dieſes von ihnen beantragt wird. 
4. Über die Ausloſung wird von dem Gerichtsſchreiber ein Protokoll aufgenommen. 


8 e 
Der 8 93 erhalt folgende Faſſung: 

1. Zu den Sitzungen des Schwurgerichts werden für die Sachen, in denen Frauen oder Jugendliche 
Angeklagte oder Verletzte ſind, alle ausgeloſten Geſchworenen, für die übrigen Sachen nur die 
ausgeloſten Männer geladen. In der Ladung iſt auf die geſetzlichen Folgen des Ausbleibens 
hinzuweiſen. 

2. Zwiſchen der Zuſtellung der Ladung und der Eröffnungsſitzung ſoll tunlichſt eine Friſt von 
einer Woche, jedoch mindeſtens von drei Tagen liegen. 

Ss 18. 
Der 8 96 erhalt folgende Faſſung: 

1. Die Beſtimmungen der §§ 55, 56 finden auch auf Geſchworene Anwendung. 

2. Die im § 56 bezeichneten Entſcheidungen werden inbezug auf Geſchworene von den richterlichen 
Mitgliedern des Schwurgerichts erlaſſen. 

Artikel II. 
Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird, wie folgt geändert 
Die SS 33 bis 36 werden geſtrichen. 
Artikel III. 
Die Strafprozeßornung wird, wie folgt, geändert: 
Der § 280 erhalt folgende Faſſung: 

1. Zur Bildung der Geſchworenenbank kann geſchritten werden, wenn die Zahl der Geſchworenen, 
welche erſchienen und nicht in Gemäßheit der vorſtehenden Paragraphen ausgeſchieden worden 
ſind, mindeſtens 24 beträgt. Andernfalls iſt die Zahl aus der Liſte der Hilfsgeſchworenen auf 
24 zu ergänzen. Als Hilfsgeſchworene dürfen, wenn lediglich Männer angeklagt oder verletzt 
find, nur Männer ausgeloſt werden. 

„Die Ergänzung geſchieht mittels Losziehung durch den Vorſitzenden in öffentlicher Sitzung, fie 
gilt für alle in der Sitzungsperiode noch zu verhandelnden Sachen gleicher Art. 

3. Die ausgeloſten Hilfsgeſchworenen werden unter Hinweis auf die geſetzlichen Folgen des Aus— 
bleibens geladen. Ihre Namen ſind in die Spruchliſte aufzunehmen. 

4. Erſcheinen zu einer ſpäteren Hauptverhandlung mehr als 30 Geſchworene, jo treten die über— 
zähligen Hilfsgeſchworenen in der umgekehrten Reihenfolge ihrer Ausloſung zurück. 

Artikel IV. 
Nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes find unverzüglich nene Jahresliſten der Schöffen und 
Geſchworenen aufzuſtellen. Die Heranziehung der Schöffen und Geſchworenen hat alsdann ſogleich nach 
dieſen neuen Liſten zu erfolgen. Den näheren Zeitpunkt hierfür beſtimmt der Senat. 


Danzig, den 15. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 


1 
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115 Senat und Volkstag haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſe tz 
zur Abänderung des Geſetzes betr. die Unterſuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877 
(R. G. Bl. S. 549). Vom 16. September 1922. 


Einziger Artikel. 
Im 8 29 Abſatz 1 des in der Überſchrift genannten Geſetzes werden Satz 3 und 4 geſtrichen. An 
ihre Stelle tritt folgender Satz: „Für das Amt der übrigen Beiſitzer findet § 8 entſprechende Anwendung“. 


Danzig, den 16. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Eschert. 


116 Der Senat hat folgende Verordnung beſchloſſen, die hiermit veröffentlicht wird: 
Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899 betr. das Verwaltungszwaugs⸗ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſaamml. S. 226). Vom 15. 9. 1922. 


Auf Grund des § 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung wird verordnet, was folgt: 
Artikel 1. 

§ 46 der Verordnung vom 15. November 1899 betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545) wird wie folgt geändert: 

1. Im Abſatz 1 erhält die Nr. 4 folgende Faſſung: 

4. die Invalidenpenſion der Unteroffiziere und Mannſchaften. 
2. Im Abſatz 2 tritt an die Stelle des Wortes „fünfzehnhundert“ das Wort „zwölftauſend“. 
Ferner wird daſelbſt als Satz 2 folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die Beihilfen und Zulagen, die den im Abſatz 1 Nr. 6 und 7 bezeichneten Perſonen zur 
Anpaſſung ihres Dienſteinkommens oder ihrer Penſion an die Veränderung der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe gewährt werden, find weder der Pfändung unterworfen noch bei der Er: 
mittlung, ob und zu welchem Betrag ein Bezug der Pfändung unterliegt, zu berechnen. Das 
gleiche gilt für die Kinderbeihilfen ſowie die Einkünfte, die zur Beſtreitung eines Dienſt⸗ 
aufwandes beſtimmt ſind. 

3. Abſatz 5 fällt fort. 

Artikel 2. 

Im § 46 der Verordnung betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld⸗ 
beträgen vom 15. November 1899 (Geſetzſamml. S. 545) in der Faſſung der Verordnung wegen Abände⸗ 
rung dieſer Verordnung vom 1. Oktober 1919 (Geſetzſamml. S. 159) erhält Satz 1 des letzten Abſatzes 
den Zuſatz: 

en „in der Faſſung der Geſetze betr. Anderung der Verordnung über Lohnpfändung vom 
20. Dezember 1921 (Geſ. Bl. S. 319) 


8. März 1922 (Geſ. Bl. S. 80)“ 
Artikel 3. 
Im Artikel 2 der Verordnung vom 1. Oktober 1919 (Geſetzſamml. S. 159) wegen Abänderung 
der Verordnung vom 15. November 1899 wird der Schluß wie folgt gefaßt: 
„gelten die Vorſchriften des § 1 Abſatz 1 bis 3 und des 3 2 der Verordnung über Lohn⸗ 
pfändung entſprechend“. 
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Artikel 4. 

Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Artikel 2 und 3 treten gleich⸗ 
zeitig mit der Verordnung über Lohnpfändung außer Kraft. 

Artikel 1 findet auch auf die ſeit dem 1. Januar 1922 fallig gewordenen, unter § 46 Nr. 6 und 7 
der Verordnung betr. das Verwaltungszwangsverfahren fallenden Bezüge Anwendung. Soweit jedoch hier- 
durch eine Verringerung des der Pfändung unterworfenen Teiles dieſer Bezüge eintreten würde, bleiben die 
Rechte, die die Vollſtreckungsbehörde nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften erlangt hat, unberührt. 

Hinſichtlich künftig fällig werdender Bezüge verliert eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
erfolgte Pfändung inſoweit ihre Wirkung, als fie nach dieſem Zeitpunkt unzulaſſig fein würde. 

Danzig, den 15. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


117 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte 
vom 15. September 1922. 


Artikel I. 
i 5 8 
Das Gewerbegerichtsgeſetz vom ar an 1 eh = 5 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1901 RGBl. S. 353, geandert durch die Verordnung des Staatsrats vom 
6. Juli 1920 S i S. 190 g 
1 Sepünber 1920 anz Stanssanf S. 278 und durch das Geſetz vom 2. Juli 1921 Danz. Geſ.⸗Bl. S. 81 
ſowie das Geſetz vom 30. April 1922 Danz. Geſetzbl. S. 109 wird dahin geändert: 
1. a) Im 81 iſt das Wort „ihren“ zu ſtreichen. 
b) 8 4 Ziffer 1 iſt zu ergänzen durch die Worte: „und über Erteilung, Form oder Inhalt 
einer Auskunft des Arbeitgebers über den Arbeiter“. 
c) Im 8 4 Ziffer 4 ift das Wort: „Invalidenverſicherung“ zu erſetzen durch die Worte: „An⸗ 
geſtellten⸗ und Invalidenverſicherung, Steuerkarten und ähnliche Urkunden, ferner wegen 
Einholung, Erteilung, Verweigerung, Form oder Inhalt einer Auskunft des Arbeitgebers 
über den Arbeiter“. 
d) Im S 4 iſt unter einer neuen Ziffer 7 einzuſchalten: 
„7. die Anſprüche aus einer Vereinbarung, durch die der Arbeiter für die Zeit nach 
Beendigung des Arbeitsverhältniſſes in feiner gewerblichen Tätigkeit beſchrankt wird.“ 
e) Der § 4 Abſ. 2 iſt zu ſtreichen. 
2. Der § 20 Abſ. 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze erſetzt: 
„Die Höhe der Entſchadigung iſt durch Verordnung des Senats feſtzuſetzen. Die Beiſitzer 
aus dem Kreiſe der Arbeiter erhalten außer der Entſchädigung den Unterſchied zwiſchen ihr 
und dem entgangenen Arbeitsverdienſt erſetzt, wenn der Arbeitsverdienſt höher iſt als die 
Entſchädigung. Die Zurückweiſung der Entſchadigung iſt unzuläſſig.“ 
3. In § 55 Abſ. 1 Satz 2 iſt an die Stelle von „fünftauſend“ zu ſetzen „ſechstauſend“. 
4. a) 8 58 Abſ. 2 letzter Satz fällt fort. 
b) Hinter dem Abſatz 3 des 8 58 wird folgender Abſatz eingefügt: 
„Ergeht in einem Rechtsſtreit ein Verſäumnisurteil, durch das der Rechtsſtreit aber nicht 
erledigt wird, ſo wird von der ſäumigen Partei eine Gebühr in Höhe der Hälfte der im 


—_ 
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Abſatz 2 bezeichneten Sätze erhoben. Dieſe Gebühr wird auf die weiter entſtehenden 
Koſten nicht angerechnet.“ 
e) Im $ 58 bish. Abſ. 5 tritt an die Stelle des Satzes 2 folgender Satz: „Die Auslagen für 
Porto und Zuſtellungen ſind zu erſtatten.“ 


Artikel II. 
Das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juni 1904 RGBl. S. 266, geändert durch die 
6. Juli 1920 Danz. Staatsanz. S. 190 
14. Sept. 1920 Sr d S. 273 und durch das Geſetz vom 
2. Juli 1921 Danz. Geſetzbl. S. 82 ſowie das Geſetz vom 30. April 1922 Danz. Geſetzbl. S. 109 wird 
dahin geändert: 
1. a) Im § 1 Abſ. 1 ift das Wort „ihren“ zu ſtreichen. 
b) $ 5 Ziffer 1 erhält folgenden Wortlaut: N 
„Antritt, Fortſetzung oder Auflöfung des Dienfts oder Lehrverhältniſſes, Aushändigung, 
Form oder Inhalt des Zeugniſſes, ſowie Erteilung, Form oder Inhalt einer Auskunft 
des Arbeitgebers über den Handlungsgehilfen oder den Lehrling.“ 
c) Der § 5 Ziffer 4 erhält folgenden Wortlaut: 
„die Anſprüche auf Schadenerſatz oder Zahlung einer Vertragsſtrafe wegen Nichterfüllung 
oder nicht gehöriger Erfüllung der Verpflichtungen, welche die unter Nr. 1 bis 3 be⸗ 
zeichneten Gegenſtande betreffen, wegen geſetzwidriger oder unrichtiger Eintragungen in 
Zeugniſſe, Krankenkaſſenbücher oder Quittungen der Angeſtellten- und der Invaliden⸗ 
verſicherung, Steuerkarten und ähnliche Urkunden, ſowie wegen Einholung, Erteilung, 
Verweigerung, Form oder Inhalt einer Auskunft des Arbeitgebers über den Handlungs⸗ 
gehilfen oder den Lehrling.“ 
2. In § 16 Abſ. 1 iſt anſtelle von „fünftauſend“ zu ſetzen „ſechstauſend“. 
Artikel III. 
Artikel 1 Ziffer 2 tritt am 1. Juni 1922, das übrige Geſetz mit der Verkündung in Kraft. 
Auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängig gewordenen Rechtsſachen finden die bis⸗ 
herigen Vorſchriften Anwendung. 


Verordnung des Staatsrates vom 


Artikel IV. 
Der Senat wird ermächtigt, das Gewerbegerichtsgeſetz und das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte 
erneut mit den Anderungen, welche ſich aus dieſem Geſetz ergeben, im Geſetzblatt der Freien Stadt Danzig 
zu veröffentlichen. 


Danzig, den 15. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
118 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz | 
über die Vereidigung der öffentlichen Beamten. Vom 13. September 1922. 
Einziger Paragraph. 
Alle öffentlichen Beamten haben auf die Verfaſſung der Freien Stadt Danzig folgenden Eid 
zu leiſten: 
„Ich ſchwore Treue der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig, Gehorſam den Geſetzen und 
gewiſſeuhafte Erfüllung meiner Amtspflichten. So wahr mir Gott helfe!“ 


1 
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Die religiöſe Schlußformel kann fortgelaſſen werden, wenn fie der veligiöfen Überzeugung des 
Beamten widerſpricht. 
Der! Eidesleiſtung wird gleichgeachtet, wenn ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das 
Geſetz den Gebrauch gewiſſer Beteuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, eine Erklärung unter der 
Beteuerungsformel dieſer Religionsgeſellſchaft abgibt. 
Danzig, den 13. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


119 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Volkstagswahlgeſetz. 
Vom 6. September 1922. 


I. Wahlrecht und Wählbarkeit, 
1 
Wähler zum Volkstag ſind alle Danziger Staatsangehörigen, die am Wahltag mindeſtens 20 Jahre 
alt ſind und im Danziger Staatsgebiet ihren Wohnſitz haben. 
Jeder Wähler hat eine Stimme. 


Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht oder ſich in Fürſorgeerziehung 
befindet, 
2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte ermangelt. 

Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts ſind Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit oder 
Geiſtesſchwäche unter Pflegſchaft ſtehen oder in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht ſind, ferner 
Straf und Unterſuchungsgefangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in 
Verwahrung gehalten werden. Ausgenommen ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutz⸗ 
haft befinden. 
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Wählen kann nur, wer in eine Waählerliſte oder Wahlkartei eingetragen iſt oder einen Wahl- 
ſchein hat. 


§ 2. 


§ 4. 
Wählbar iſt jeder Wahlberechtigte, der am Wahltage mindeſtens 25 Jahre alt iſt. 
§ 5. 
Ein Abgeordneter verliert ſeinen Sitz 
1. durch Verzicht, 
2. durch nachträglichen Verluſt des Wahlrechts, 
3. durch ſtrafgerichtliche Aberkennung der Rechte aus öffentlichen Wahlen, 
4. durch Ungültigkeitserklarung der Wahl oder ſonſtiges Ausſcheiden beim Wahlprüfungsverfahren, 
5. durch nachträgliche Anderung des Wahlergebniſſes. 
Der Verzicht iſt dem Praſidenten des Volkstages ſchriftlich zu erklaren; er kann nicht wider— 


rufen werden. 
II. Wahlvorbereitung. 


§ 6. 

Die Wahl findet an einem Sonntag des Monats November ſtatt. Den Tag beſtimmt der Senat. 
SET. - 

Das Gebiet der Freien Stadt Danzig bildet einen Wahlkreis. 
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§ 8. 
Zur Vorprüfung und Feſtſtellung der Wahlergebniſſe ernennt der Senat einen Wahlleiter und 
einen Stellvertreter. 
x, 
Für die Stimmenabgabe wird der Wahlkreis in Wahlbezirke geteilt, die möglichſt mit den Gemeinden 
zuſammenfallen. Große Gemeinden können in mehrere Wahlbezirke zerlegt, kleine Gemeinden oder Teile 
von Gemeinden mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu einem Wahlbezirk vereinigt werden. 


8 10. 

Für jeden Wahlbezirk wird von der Gemeindebehörde ein Wahlvorſteher und ein Stellvertreter 
ernannt. Beſteht ein Wahlbezirk gemaß § 9 Satz 2 aus mehreren Gemeinden oder Teilen verſchiedener 
Gemeinden, ſo wird der Wahlvorſteher und ſein Stellvertreter von dem zuſtändigen Landrat ernannt. 

Der Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Wahlbezirks zwei bis vier Beiſitzer und einen 
Schriftführer. 

Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden der Wahlvorſtand. 

8 11. 

In jedem Wahlbezirk wird für die dort wohnhaften Wähler eine Wählerliſte oder Wahlkartei angelegt. 

Die Wahlordnung beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen Wähler auf ihren Antrag in der Wähler⸗ 
liſte oder Wahlkartei zu ſtreichen und mit einem Wahlſchein zu verſehen ſind. 

8 12. 

Die Wählerliſten oder Wahlkarteien werden ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Wahltag 8 Tage lang 
öffentlich ausgelegt. Die Gemeindebehörde gibt Ort und Zeit öffentlich bekannt und weiſt auf die Ein— 
ſpruchfriſt hin. 

Einſprüche ſind bis zum Ablauf der Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde anzubringen und 
innerhalb der nächſten 14 Tage zu erledigen. Hierauf werden die Liſten oder Karteien geſchloſſen. 

8 13. 

Der Wähler kann nur in dem Wahlbezirke wählen, in deſſen Wählerliſte oder Wahlkartei er ein— 

getragen iſt. Inhaber von Wahlſcheinen können in jedem beliebigen Wahlbezirk wählen. 
8 14. 

Beim Wahlleiter find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem Wahltag die Wahlvorſchlage einzureichen. 

Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 50 Wählern unterzeichnet ſein. Die Namen der Bewerber 
müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

In den Wahlvorichlag darf nur aufgenommen werden, wer feine Zuſtimmung dazu ſchriftlich erklärt 
hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am 21. Tage vor dem Wahltage dem Wahlleiter eingereicht ſein. 
Andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 

Ein Bewerber darf nur einmal vorgeſchlagen werden. Jeder Wahler darf nur einen Wahlvorſchlag 
unterzeichnen. Befindet ſich der Name eines Bewerbers oder Unterzeichners auf mehreren Wahlvorſchlägen, ſo 
gilt der Name für den zuerſt eingereichten Wahlvorſchlag; auf den übrigen Wahlvorſchlägen wird er geſtrichen. 

15. 

Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die Verbindung einzelner mit⸗ 
einander verbundener Wahlvorſchläge untereinander (Unterverbindung) iſt zuläſſig. 

Die Verbindung muß von den auf den Wahlvorſchlägen verzeichneten Vertrauensperſonen ober 
deren Stellvertretern übereinſtimmend, ſpäteſtens am 14. Tage vor dem Wahltag dem f ſchriftlich 
erklärt werden. 
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8 16. 

In jedem Wahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter bezeichnet werden, die 
zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Wahlleiter und dem Wahlausſchuß bevollmächtigt ſind. Fehlt 
dieſe Bezeichnung, fo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als fein Stellvertreter. 

Erklart mehr als die Halfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlages ſchriftlich, daß der Ver⸗ 
trauensmann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer an die Stelle 
des früheren Vertrauensmannes, ſobald die Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 

Sale 

Eine telegraphiſche Erklärung gilt als ſchriftliche Erklarung im Sinne des § 14 Abſatz 1, 3 § 15 
Abſatz 2, wenn fie durch eine ſpäteſtens am 2. Tage nach Ablauf der Friſt eingegangene ſchriftliche Er- 
klärung beſtätigt wird. 

8 18. 

Zur Prüfung der Wahlvorſchläge und der Verbindungserklärungen wird für den Wahlkreis ein 
Wahlausſchuß gebildet, der aus dem Wahlleiter als Vorſitzenden und 4 Beiſitzern beſteht, die dieſer aus 
den Wählern beruſt. Der Wahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. Er iſt beſchlußfähig, wenn der 
Vorſitzende und mindeſtens 2 Beiſitzer zugegen ſind. 

Die Wahlvorſchlage können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert oder zurückgenommen werden. 
Das gleiche gilt für die zugelaſſenen Verbindungserklärungen. 

8 19. 

Der Wahlleiter gibt ſpäteſtens am 4. Tage vor der Wahl die Wahlvorſchläge ſamt Verbindungs⸗ 

erklärungen in der zugelaſſenen Form in fortlaufender Nummernfolge öffentlich bekannt. 
8 20. 

Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem einzigen Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 

An Stelle der Namen oder neben ihnen darf der Stimmzettel auch die Bezeichnung des Wahl⸗ 
vorſchlages mit der Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe enthalten. 

8.21. 

Die Angabe einer Partei auf dem Stimmzettel wird nicht beachtet. Weitere Angaben machen den 

Stimmzettel ungültig. 
III. Wahlhandlung und Ermittelung des Wahlergebniſſes. 
§ 22. 
Wahlhandlung und Ermittelung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 
§ 23. 

Gewahlt wird mit Stimmzetteln in amtlich geſtempelten Umſchlägen. 

Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. 

= 8 24. 

Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. Die Nachprüfung in einem etwaigen Wahl⸗ 
prüfungsverfahren gemäß Artikel 10 der Verfaſſung bleibt vorbehalten. 

8 25. 

Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß feſt, wieviel gültige Stimmen ab⸗ 

gegeben ſind und wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag entfallen. 
§ 26. 


Die Mitgliederſitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhaltnis der ihnen nach 8 25 zu⸗ 
ſtehenden Stimmen verteilt. 
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Zu dieſem Zweck werden die auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenden Stimmzahlen nachein⸗ 
ander durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt, bis von den ſich hierbei ergebenden Teilzahlen ſo viele Höchſtzahlen der 
Größe nach ausgeſondert werden können, wie Abgeordnete zu wählen ſind. Jeder Wahlvorſchlag enthält ſo 
viele Abgeordnetenſitze, wie auf ihn Höchſtzahlen entfallen. Wenn die an letzterer Stelle ſtehende Höchſt⸗ 
zahl auf mehrere Wahlvorſchlage zugleich entfällt, entſcheidet das Los. 

8 27. 

Sind verbundene Wahlvorſchlage vorhanden, jo wird bei der Verteilung der Abgeordnetenſitze auf 
die einzelnen Wahlvorſchläge jede Gruppe verbundener Wahlvorſchläge als ein Wahlvorſchlag angeſehen und 
ihr die ihrer Geſamtſtimmenzahl entſprechende Zahl von Sitzen zugewieſen. 

Sit jo die Zahl der Sitze feſtgeſtellt, die auf jede Gruppe verbundener Wahlvorſchläge entfallen, 
ſo werden nach den Grundſatzen des § 26 die Abgeordnetenſitze auf die einzelnen miteinander verbundenen 
Wahlvorſchläge unterverteilt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend auch für die Unterverbindung (§ 15 Abſ. 1 Satz 2). 

8 28. 

Wenn ein Wahlvorſchlag weniger Bewerber enthalt als auf ihn Hochſtzahlen entfallen, fo gehen die 
überſchüſſigen Sitze im Falle der Verbindung auf die verbundenen Wahlvorſchläge, wenn auch dieſe erſchöpfend 
ſind, auf die anderen Wahlvorſchläge über. 8 20 

Für die Verteilung der dem Wahlvorſchlag zugeteilten Abgeordnetenſitze unter die einzelnen Bewerber 
iſt die Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorſchlägen maßgebend. 

8 30. 

Wenn ein zum Abgeordneten Berufener die Wahl ablehnt oder ausſcheidet, ſo ſtellt der Vorſitzende 

des Wahlausſchuſſes feſt, wer an ſeine Stelle berufen iſt. Auch dabei wird nach Maßgabe der vorhergehenden 


Beſtimmungen verfahren. 
8 31. 


Iſt in einzelnen Wahlbezirken die Wahlhandlung nicht ordnungsgemäß vorgenommen worden, fo 
kann das Obergericht in Danzig gemäß Art. 10 der Verfaſſung dort die Wiederholung der Wahl beſchließen. 
Der Senat hat den Beſchluß alsbald auszuführen. 

Iſt die Verhinderung der ordnungsmäßigen Wahlhandlung in einzelnen Wahlbezirken zweifelsfrei 
feſtgeſtellt, ſo kann der Senat auf Antrag des Wahlausſchuſſes dort die Wiederholung der Wahl anordnen. 

Die Anordnung des Senats unterliegt der Nachprüfung durch das Obergericht gemäß Art. 10 
der Verfaſſung. 

Die Wiederholungswahl darf nicht ſpäter als drei Monate nach der Hauptwahl ſtattfinden. 

Bei der Wiederholungswahl wird nach denſelben Wahlvorſchlagen und aufgrund derſelben Wahlliſten 
oder Wahlparteien wie bei der Hauptwahl gewählt. 

Aufgrund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis für den ganzen Wahlkreis neu wie bei 
der Hauptwahl ermittelt. 

IV. Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
8 32. 
Von den Koſten, die den Gemeinden aus den Volkstagswahlen entſtehen, werden ihnen / von 


der Freien Stadt erſetzt. 
8 33. 


Zum Erſatz der Beſchaffungskoſten der für die Wahlhandlung erforderlichen Stimmzettel zahlt die 
Freie Stadt an die Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge einen Betrag, der nach der amtlich feſtgeſtellten 
Zahl der auf den Vorſchlag entfallenden gültigen Stimmen bemeſſen wird. Der Senat beſtimmt im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Volkstag nach jeder Wahl die Höhe des Einzelbetrages. 


424 
§ 34. 
Der Senat erläßt zur Ausführung dieſes Geſetzes eine Wahlordnung. 
N 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage in Kraft, an dem der Senat die Wahlen zum nächſten Volkstag 
ausſchreibt. 


> 


Danzig, den 6. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
120 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über die Zulaſſung der Frauen zu den tern und Berufen der Rechtspflege. 
Vom 13. September 1922. 
Artikel J. 

Die Fähigkeit zum Richteramte kann auch von Frauen erworben werden. 

Ebenſd können Frauen zu Handelsrichtern, Amtsanwälten, Gerichtsſchreibern und Gerichtsvollziehern 
ernannt werden. 

Artikel II. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird dahin geändert: 
Im 5 156 treten 
bei I Nr. 2 an die Stelle der Worte „ſeine Ehefrau“ die Worte „ſein Ehegatte“, 
bei II Nr. 2 an die Stelle der Worte „Ehemann der“ die Worte „Ehegatte des“. 
Artikel III. 

Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 

1. Im § 41 Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „ſeiner Ehefrau“ die Worte „ſeines Ehegatten“. 

2. Im § 1032 Abſ. 3 fällt das Wort „Frauen“ fort. , 

Artikel IV. 

Die Strafprozeßordnung wird dahin geändert: 

Im 8§ 22 Nr. 2 tritt an die Stelle des Wortes „Ehemann“ das Wort „Ehegatte“. 
Artikel V. 

Das Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird dahin abgeändert: 

Im 86 Nr. 2 treten an die Stelle der Worte „ſeiner Ehefrau“ die Worte „ſeines Ehegatten“. 
Artikel VI. 

Die Rechtsanwaltsordnung wird dahin geändert: 

Im $ 14 werden vor den Worten „in gerader Linie verwandt“ die Worte „verheiratet 
iſt oder geweſen iſt oder“ eingefügt. 
Artikel VII. 

Soweit in beſtehenden Geſetzen auf Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß— 
ordnung, der Strafprozeßordnung, des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
der Rechtsanwaltsordnung verwieſen wird, finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes Anwendung. 

Artikel VIII. 
Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt die Bekanntmachung über die Verwendung 
weiblicher Hilfskräfte im Gerichtsſchreiberdienſte vom 14. Dezember 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 1362) außer Kraft 
Danzig, den 13. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
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121 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur Abänderung des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 (Geſetzſamml. S. 230). 
Vom 13. September 1922. 


Einziger Paragraph. 
Die in § 6 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes beſtimmte Wertgrenze und das Erſatzgeld der 88 71 
und 72 werden auf den zwanzigfachen Betrag erhoht. 


Danzig, den 13. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 


122 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) wird 
die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im § 1 „Allgemeines; Meiſtgewicht; Art der Freimachung“ unter I Ib iſt bei den Blinden⸗ 
ſchriftſendungen die Angabe „bis 3 Kilogramm“ zu andern in: bis 5 Kilogramm. 
. Im 8 7 „Druckſachen“ iſt im Abſ. XV zu ſetzen: ſtatt „10 Pfennig“: 20 Pfennig. 
Im 8 12 „Pakete“ iſt im Abſ. V zu ſetzen: ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark. 
. Im 8 13 „Einſchreibſendungen“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen: ſtatt „2 Mark“: 4 Mark. 
. Im F 18 „Poſtaufträge“ iſt im Abſ. X zu ſetzen: ſtatt „2000 Mark“: 5000 Mark. 
6. In demſelben § (18) iſt im Abſ. XVI unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ 
jedesmal (an 2 Stellen): 3 Mark. 
7. In demſelben § (18) iſt im Abſ. XVI unter Ziffer 4 a zu ſetzen ſtatt „2000 Mark“ jedesmal 
(an 2 Stellen): 5000 Mark. 
8. In demſelben § (18) iſt im Abſ. XVI, Ziffer 5a, zu ſetzen ſtatt „15 Mark“: 30 Mark. 
9. Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſatz III, Unterabſatz, zu ſetzen ſtatt „2000 Mark“: 
5000 Mark. 
10. In demſelben § (19) iſt im Abſ. XI unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ 
jedesmal (an 2 Stellen): 3 Mark. 
11. In demſelben § (19) iſt im Abſ. XI, Ziffer 4, zu ſetzen ſtatt „2000 Mark“ jedesmal (an 
2 Stellen): 5000 Mark. 
12. Im § 20 „Poſtanweiſungen“ iſt im Abſ. I zu ſetzen ſtatt „2000 Mark“: 5000 Mark. 
13. In demſelben § (20) iſt im Abſ. XV, Ziffer 3, zu ſetzen ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark. 
14. Im 8 22, „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“, Abſ. IV, erhalten die erſten beiden 
Sätze folgenden Wortlaut: 
IV. Gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, Poſtanweiſungen nebſt den 
Geldbeträgen im Ortsbeſtellbezirk bis je 5000 Mark, im Landbeſtellbezirk bis einſchließlich 
je 1000 Mark, gewöhnliche und eingeſchriebene Pakete und Sendungen mit einer Wert- 
angabe im Ortsbeſtellbezirk bis 5000 Mark, im Landbeſtellbezirk bis 1000 Mark werden 
vom Eilboten abgetragen, Pakete im Landbeſtellbezirk jedoch nur bis zum Gewicht von 
5 Kilogramm. Bei Poſtanweiſungen über höhere Beträge und bei Sendungen mit höherer 
Wertangabe ſowie bei Paketen über 5 Kilogramm nach dem Landbeſtellbezirk überbringt 
der Eilbote nur den Ablieferungsſchein oder die Paketkarte. 
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In demſelben § (22) iſt zu ſetzen im Abſ. V 
ſtatt „3 Mark“ jedesmal (an 3 Stellen): 6 Mark, 
ftatt „I Mark“: 18 Mark, 
ſtatt „6 Mark“ jedesmal (an 3 Stellen): 12 Mark, 
ſtatt „12 Mark“: 24 Mark; 
im Abſ. VI ſtatt „1 Mark 50 Pfennig jedesmal (an 2 Stellen): 3 Mark, 
ſtatt „6 Mark“: 12 Mark. 
Im 8 23 „Bahnhofsbriefe“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen 
ſtatt „90 Mark“: 180 Mark, 
ſtatt „30 Mark“: 60 Mark. 
Im § 25 „Briefe mit Zuſtellungsurkunde“ iſt im Abſ. VII, Ziffer 2, zu ſetzen 
ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark. 
Im 8 26 „Rückſchein“ iſt im Abſ. II zu ſetzen 
ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark. 
Im 829 „Ort der Einlieferung“ iſt zu ſetzen im Abſ. J, Unterabſatz, ſtatt „75 Pfennig“: 1 Mark, 
im Abſ. IV ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 6 Mark, im Abſ. VII ſtatt „75 Pfennig“: 1 Mark. 
Im 8 30 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII zu ſetzen 
ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. N 
Im 8 33 „Zurückziehung von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Aufſchriften“ 
iſt zu ſetzen 
im Abſ. VI Ziffer 8: 
ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark, 
im Abſ. VII: 
ſtatt „1 Mark“: 2 Mark, 
im Abſ. X: 
ſtatt „2 Mark“: 4 Mark, 
ſtalt „1 Mark“: 2 Mark. 
In demſelben § (33) iſt als neuer Abſ. nachzutragen: 
XII. Von Zeitungen, die durch dritte Perſonen beſtellt worden ſind, können auf 
Antrag dieſer Perſonen einzelne Stücke auf den Namen eines anderen als des urſprünglichen 
Beziehers umgeſchrieben werden. Die Gebühr für die Umſchreibung beträgt 4 Mark. 
Sie wird auch dann erhoben, wenn mit der Anderung des Beziehers eine Anderung des 
Abſatzortes nicht verbungen iſt. Wohnt der neue Bezieher in einem anderen Ort als der 
urſpungliche Bezieher, ſo wird neben der Umſchreibungsgebühr eine beſondere Gebühr für 
die Überweiſung der Zeitung (8 44) nicht erhoben. 
Im 8 36 „Beſtellung“ iſt im Abſ V zu ſetzen ſtatt „5 Mark“ 10 Mark. 
Im 8 36 a „Gebühren für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ find zu erſetzen unter 
Ia „75 Pfennig“, „1 Mark 20 Pfennig“ und „1 Mark 50 Pfennig“ durch: 
„1 Mark 50 Pfennig“, „2 Mark 50 Pfennig“ und „3 Mark“; ferner „1 Mark 50 Pfennig“, 
„2 Mark 40 Pfennig“ und „3 Mark“ durch „3 Mark“, „5 Mark“ und „6 Mark“; 
unter Ib „50 Pfennig“ und „1 Mark“ durch „1 Mark“ und „2 Mark“. 
Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „2 Mark“: 
4 Mark. 
Im 8 40 „Poſtlagernde Sendungen“ iſt im Abſ. III zu ſetzen 
ſtatt „50 Pfennig“: 1 Mark. 
In demſelben § (40) iſt zu ſetzen im Abſ. V: ſtatt „5 Mark“: 10 Mark, 
im Abſ. VI: ſtatt „4 Mark“: 5 Mark, 
im Abſ. VII: ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 


28. 


29. 


30. 
31. 
32. 
33. 
34. 


35. 
36. 
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Im $ 41 „Paketlagergebühr“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I ſtatt „75 Pfennig“: 1 Mark, 
im Abſ. III ſtatt „45 Mark“: 60 Mark. 
Im § 42 „Abholen der Sendungen“ iſt zu ſetzen 
im Abſ. I ſtatt „2 Mark“: 4 Mark, 
im Abſ. II ſtatt „2 Mark“: 4 Mark, 
im Abſ. VI ſtatt „30 Mark“: 60 Mark und ſtatt „50 Mark“: 100 Mark. 
Im § 44 „Nachſendung der Poſtſendungen; Überweiſung von Zeitungen“ ift im Abſ. VI zu 
ſetzen ſtatt „2 Mark“: 4 Mark. 
Im 8 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsorte“ iſt im Abſ. IV zu 
ſetzen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
Im 8 47 „Laufſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen, 
Ausfertigung von Doppeln“ iſt im Abſ. I zu ſetzen ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
In demſelben § (47) iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark. 
Im § 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ iſt zu ſetzen ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark. 
Im 8 49 „Verkauf von Poſtwertzeichen“ iſt Abſ. V zu ſtreichen. Abſ. VI erhält die Nummer V. 
Im 8 50 „Zahlung der Gebühren“ iſt im Abſ. VI zu ſetzen ſtatt „2 Mark“: 4 Mark. 


Vorſtehende Anderungen treten am 1. Oktober 1922 in Kraft. 
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Danzig, den 20. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 


Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. 


Auf Grund des § 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 Geſetz⸗ 
blatt S. 53 ff. wie folgt geändert: 


le 
2. 


S = 82 


Im 8 1 Abſ. 4 Satz 3 wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 
Im $ 2 Abf. 1 wird als letzter Satz angefügt: 
„Die Poſt kann anordnen, daß die Zahlkartengebühr von einem beſtimmten Betrage 
ab bar entrichtet wird.“ 


. Im 8§ 2 Abſ. 12 wird ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ geſetzt: 3 Mark. 
. Im 8§ 3 Abſ. 4 Ziffer 3 wird ſtatt „I Mark 50 Pfennig“ geſetzt: 3 Mark. 
. Der $ 4 Abſ. 2 erhalt folgende Faſſung: 


„Die Poſtauſtalt überweiſt die eingegangenen Poſt⸗ und Zahlungsanwejſungen zur 
Gutſchrift dem Poſtſcheckamt Das Poſtſcheckamt überſendet dem Poſtſcheckkunden nach 
der Gutſchrift die Abſchnitte der Poſt⸗ und Zahlungsanweiſungen. Dem Poſtſcheckkunden 
ſteht nicht das Recht zu, den Betrag einer Poſt- oder Zahlungsanweiſung nach erfolgter 
Gutſchrift zu verweigern.“ 


. Im 8 7 Abſ. 3 Unterabſatz 2 Satz 1 werden geſetzt ſtatt der Worte „ein Verzeichnis“ die 


Worte „eine Anlage“ und ſtatt des Wortes „dieſem“ das Wort „ dieſer“. 


. Im 8 7 Abſ. 3 Unterabſatz 2 Satz 3 wird geſetzt ſtatt des Wortes „des“ das Wort „der“ und 


ſtatt des Wortes „Verzeichnis“ das Wort „Anlage“. 


. Im 8 7 Abſatz 3 wird dem Unterabſatz 2 als letzter Satz angefügt: 


„Die Anlagen können auch durch das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen 
in der Große und im Vordruck mit den durch die Poſt ausgegebenen Anlagen übereinſtimmen“. 


15. 
16. 
Nr 
18. 
19: 


n 
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Abſ. 5 letzter Unterabſatz werden geſetzt ſtatt der Worte „ſchriftlicher Benachrichtigung 
1 Mark 50 Pf. die Worte „ ſchriftlicher Benachrichtigung 3 Mark“ und ſtatt der Worte 
„Gebühr von 1 Mark 50 Pf.“ die Worte „Gebühr von 3 Mark“. 


Im 8 7 Abſ. 8 Satz 2 wird ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ geſetzt: 3 Mark. 
. Im $ 8 Abſ. 6 wird geſetzt: 


in Ziffer 2 ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ 3 Mark, 
in Ziffer 3 ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ 3 Mark, 
in Ziffer 4 ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ 3 Mark. 


=} 


. Sm 8 9 Abſ. 3 Unterabſatz 2 Satz 1 werden geſetzt ftatt der Worte „ein Verzeichnis“ die 


Worte „eine Anlage“ und ſtatt des Wortes „dieſem“ das Wort „dieſer“. 


Im 8 9 Abſ. 3 Unterabſatz 2 Satz 3 wird geſetzt ſtatt des Wortes „des“ das Wort „der“ und 


ſtatt des Wortes „Verzeichniſſes“ das Wort „Anlage“. 


„Im $ 9 Abſ. 3 wird dem Unterabſatz 2 als letzter Satz angefügt: 


„Die Anlagen können auch durch das Privatgewerbe hergeſtellt werden; ſie müſſen 
in der Größe und im Vordruck mit den durch die Poſt ausgegebenen Anlagen übereinſtimmen“. 
Im § 9 Abſ. 4 Unterabſatz 3 Satz 2 wird ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ geſetzt: 3 Mark. 
Im 89 Abſ. 8 Unterabſatz 3 Satz 1 wird ſtatt „50 Pfennig“ geſetzt: 1 Mark. 
Im 8§ 9 Abſ. 9 letzter Satz wird ſtatt „I Mark 50 Pfennig“ geſetzt: 3 Mark. 
Im § 9 Abſ. 10 Satz 5 wird ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“ geſetzt: 3 Mark. 
Im 8 10 Abſ. 3 wird ſtatt „3 Mark“ geſetzt: 6 Mark. 


Die Anderungen treten am 1. Oktober 1922 in Kraft. 


124 


Danzig, den 20. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 


Berordnuug 
zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren. 


Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 320) betreffend Anderung der 
Poſt⸗, Poſtſcheck-, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen. 

Die in den SS 3, 4 und 8 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetz⸗ 
blatt S. 133 ff.) und der dieſes Geſetz ergänzenden Verordnung vom 28. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 323) 
beſtimmten Gebührenſätze werden wie folgt geändert: 


RS 


Die im $ 3 beſtimmten Gebührenſätze werden um 700 vom Hundert erhöht. 
Die Ortsgeſprächsgebühr ($ +) beträgt 3 Mark. 
Die im 88 beſtimmten Gebührenſätze werden um 600 vom Hundert erhöht, mit der Maßnahme, 


daß der erſte Ferngeſprächsgebührenſatz (bis zu 5 km Entfernung) 3 Mark und der zweite 
von mehr als 5 bis 15 km einſchließlich 6 Mark beträgt. 


. Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1922 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 


zur Anderung der geſetzlichen Fernſprechgebühren vom 15. Juni 1922 (Geſetzblatt S. 136) 
außer Kraft. 


Jeder Fernſprechteilnehmer iſt berechtigt, ſeinen Anſchluß bis zum 25. September 1922 auf 


den 30. September 1922 zu kündigen. 
Danzig, den 20. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 
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Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren. 


Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, Poſt⸗ 


I. Briefſendungen (8 1 des Geſetzes) 


ſcheck, Telegraphen- und Fernſprechgebühren (Geſetzbl. S. 320) werden die in den 88 1 bis 5 des Geſetzes 
über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. S. 43 ff.) aufgeführten Gebühren wie folgt feſtgeſetzt: 


Pie die Poſtkarte im Fernverkehr auf)) TÄ 3 Mark; 
2. für den Brief im Fernverkehr bis 20 Gramm auff 66 
über 20 bis 100 Gram f,. 8 ne 
über 100 bis 250 Gram auf 2 10 


3. für den von Behörder abgeſandten dienſtlichen Aktenbrief über 250 bis 500 Gramm auf 12 


4. die Druckſachenkarte iſt ſeit 1. Juli 1922 als beſonderer Verſendungsgegenſtand 
weggefallen, die Karte unterliegt der Gebühr für Druckſachen bis 20 Gramm; 


5. für die Drucksache bis 20 Gramm auf ś ͥ 1 Mark, 
Über 20 bis 50 Gram; I „„ 50 2, 
„ 50 „ 10 U e , d TUR. AR 8 
„ 100 „ 250 „„ „% 1. 6 * 
5.250 500 „„ „ en u 8 
„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm auf... 22... 1 
für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höflichkeits⸗ 
formeln mit hochſtens fünf Worten niedergeſchrieben find auf ...... 12 ae 
6. für das Geſchäftspapier bis 250 Gramm aun f 6 Mark, 
über? 250 bis 500 Grana se 
über 500 Gramm bis 1 Kilogramm auf... .. 2.2... 10 Q 
für die Warenprobe bis Gramm auff BE 0 
über 250 Gramm bis 500 Gramm aufn 1 
8. für die aus zuſammengepackten Druckſachen, Geſchäftspapieren und Warenproben 
beſtehende Miſchſendung bis 250 Gramm aur tnuʒ 22er nn 6 
, a 8 
über 500 Gramm bis 1 Kilogramm au˖ sd 1 
9. für das⸗Pchen b een; de u. 7 Te Fe 12. - 
II. Pakete (8 2 des Geſetzes) 
für Pakete bis 5 Filsgramm guf F . 2 Et 20 Mark, 
übergb bis 7 Kilogramm aß re 26 „ 
REN hr . ee Fe: 40 2% 
7 1 „ 1 . „„ „ f 4. © 0 70 Se 
15 O „ % re ee 2 TE 100 
für Zeitungspakete bis 5 Kilogramm auf. ee u 12 


III. Wertſendungen (8 3 des Geſetzes) 


di Verſicherungsgebühr für Wertſendungen 
für je 1000 Mark Wertangabe oder einen Teil von 1000 Mark auf 3 Mark 
mindeſtens für einen Wertbrief oder ein Wertpaket au/ ff: 8 
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IV. Poſtauweiſungen (§ 4 des Geſetzes) 


fur Po iſungen bis 100 . ð⅛¶»½p ðͤ 6 Mark, 
i e en. 100 
800 „ %%%jed e e e — 12 
ie, e 16 

„ 2000 „ — , r = | A 20 „ 


V. Zeitungen (8 5 des Geſetzes). 

An Stelle der letzten drei Abſaätze iſt zu ſetzen: 

„Die Verpackung der Zeitungen für den Poſtverſand hat der Verleger auf ſeine 
Koſten auszuführen. Wird die Verpackung auf Antrag des Verlegers von der Poſt— 
verwaltung ausgeführt, ſo hat ihr der Verleger die Selbſtkoſten zu erſtatten“. 

Dieſe Verordnung tritt für die Anderung unter V (Zeitungen) am 1. Januar 1923, im übrigen 
mit dem 1. Oktober 1922 in Kraft. Gleichzeitig erliſcht die Verordnung betreffend Anderung der Poſt⸗ 
gebühren vom 15. Juni 1922 (Geſetzbl. S. 135 f.). 

Danzig, den 20. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 
126 5 Verorduung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren. 

Auf Grund des 8 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921, betreffend Aenderung der Poſt⸗ 
Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren wird der 8 5 des Poſtſcheckgeſetzes vom 26. Marz 1914 
(Reichsgeſetzblatt S. 85) wie folgt geändert: 8 5 

O. 
Die Gebühren betragen: N 
1. für eiue Bareinzahlung mit Zahlkarte bei Beträgen 


ei m. eo De BE Ze 3 Mark, 
b) von mehr als 100 Mark bis 500 Mark .. 5 Mark, 
r „ „ 500) . 
d) % „ „ 1000 S Mark, 
S %„ ůͤ Ü N A 0 Mark, 


f) „ 5000 2 Mart, 
und für je weitere 10000 Mark oder einen Teil dieſer Summe 6 Mark mehr. 
Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr, im Höchſtfalle jedoch eine 
Gebühr von 30 Mark für eine Zahlkarte erhoben. 
2. a) für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts bargeldlos und für jede in den Abrechnungsſtellen 
der Reichsbank beglichene Auszahlung ½ vom Tauſend des im Scheck angegebenen Betrags, 
b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheckamts ſowie für die Ueberſendung 
eines Schecks durch das Poſtſcheckamt an eine Poſtanſtalt und für die weitere Behandlung 
des Schecks bei dieſer 2 vom Tauſend des im Scheck angegebenen Betrags. Bei der 
Berechnung der Gebühren für die Auszahlung werden die Pfennigbetrage auf volle 10 Pfennig 
abgerundet derart, daß Beträge unter 5 Pfennig nach unten ab- und Beträge von 5 Pfennig 
und mehr nach oben aufgerundet, mindeſtens aber 10 Pfennig exhoben werden. 
Die Gebühren zu 1 ſind vom Einzahler, die Gebühren zu 2 vom Auſtraggeber zu entrichten. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1922 in Kraft. 
Danzig, den 20. September 1922. 7 
Ter Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 
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127 Verordnung 
zur Anderung der Telegraphen gebühren. 
Auf Grund des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 320) betreffend Aenderung der 
Poft⸗, Poſtſcheck⸗, Telegraphen- und Fernſprechgebühren wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
8 1. N i 
Der § 1 der Verordnung, betreffend Aenderung der Telegraphengebühren vom 15. Juni 1922 
(Geſetzblatt S. 137) wird unter 1. Telegramme wie folgt geändert: 


1. Telegramme. 
Die Telegraphengebühr beträgt 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen auf alle Entfernungen 5 Mark für jedes Wort, mindeſtens 
50 Mark, im Ortsverkehr (Telegramme an Empfanger im Orts⸗ oder Landbeſtellbezirk des 
Aufgabe⸗Poſtorts) jedoch 2 Mark für jedes Wort, mindeſtens 20 Mark. 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
8 2. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1922 in Kraft. 


Danzig, den 20. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


Schriftleitung: Büro des Senais der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


